Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/1274 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 9. Januar 1967 

II/3 — 24101 — 5973/66 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes über den Wechsel 
von Zuständigkeiten im Recht des Jugend- 
schutzes und der Adoptionsvermittlung 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Familie und Jugend. 

Der Bundesrat hat in seiner 301. Sitzung am 11. November 1966 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Entwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. Im 
übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Einwen- 
dungen erhoben. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über den Wechsel von Zuständigkeiten im Recht des 
Jugendschutzes und der Adoptionsvermittlung 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

Die in den folgenden Gesetzen und der folgen- 
den Rechtsverordnung begründeten Zuständigkeiten 
des Bundesministers des Innern gehen auf den 
Bundesminister für Familie und Jugend über 

a) Gesetz über die Verbreitung jugendgefährden- 
der Schriften in der Fassung vom 29. April 1961 
(Bundesgesetzbl. I S. 497), nämlich die in § 9 
Abs. 1 und 2, § 11 Abs. 2 Satz 2, § 14 Abs. 1 
Nr. 1 des Gesetzes genannten Zuständigkeiten, 

b) Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über 
die Verbreitung jugendgefährdender Schriften 
in der Fassung vom 23. August 1962 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 597), nämlich die in §§ 2, 12 Abs. 1 
Satz 1 und 3 der Verordnung genannten Zustän- 
digkeiten, 

c) Gesetz zum Schutze der Jugend in der Öffent- 
lichkeit in der Fassung vom 27. Juli 1957 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1058), nämlich die in § 8 des 
Gesetzes genannte Zuständigkeit, 

d) Gesetz über die Vermittlung der Annahme an 
Kindes Statt vom 29. März 1951 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 214), nämlich die in § 3 des Gesetzes 
genannte Zuständigkeit. 


§ 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


§ 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


Allgemeines 

Das Recht des Jugendschutzes in der Öffentlichkeit 
und des literarischen Jugendschutzes und das Recht 
der Adoptionsvermittlung gehören nach der Auf- 
gabenverteilung innerhalb der Bundesregierung 
zum Aufgabenbereich des Bundesministers für Fa- 
milie und Jugend. Die auf diesen Gebieten in Ge- 
setzen und Verordnungen enthaltenen Zuständig- 
keiten sollen, soweit sie hiervon abweichen, auf den 
Bundesminister für -Familie und Jugend übertragen 
werden. Materiell-rechtliche Gesichtspunkte werden 
durch das Gesetz nicht berührt. Bund, Länder und 
Gemeinden werden durch die Ausführung des Ge- 
setzes nicht mit zusätzlichen Kosten belastet. 


Zu § 1 

Buchstaben a und b 

Durch die Anordnung des Bundeskanzlers vom 
13. April 1966 ^ I 3 — 14 007 — 2330/66 II — ist 
mit Wirkung vom 1. Mai 1966 die Zuständigkeit 
für den Schutz der Jugend vor jugendgefährdenden 
Schriften (einschließlich der Zuständigkeit für die 
Bundesprüfstelle für jugendgefährdende Schriften 
in Bad Godesberg) vom Bundesminister des Innern 
auf den Bundesminister für Familie und Jugend 
übertragen worden. Mit dem Übergang des literari- 
schen Jugendschutzes sind Aufgaben verbunden, die 
der Bundesminister für Familie und Jugend nur dann 
wahrnehmen kann, wenn ihm auch die im Gesetz 
über die Verbreitung jugendgefährdender Schriften 
und in der Verordnung zur Durchführung dieses 
Gesetzes begründeten Zuständigkeiten des Bundes- 
ministers des Innern durch Änderung des Gesetzes 
und der Durchführungsverordnung zugewiesen wer- 
den. Es handelt sich um 

— die Besetzung der Stelle des Vorsitzenden der 
Bundesprüfstelle und seiner Stellvertreter, 

— die Ernennung von Beisitzern der Bundesprüf- 
stelle (mit Ausnahme der sogenannten Länder- 
beisitzer) und deren Vertreter, 

— das Recht der vorzeitigen Abberufung des Vor- 
sitzenden und der vom Bund ernannten Beisit- 
zer, 

— die Ermächtigung, durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates die Stellen zu be- 


stimmen, denen das Antragsrecht gegenüber der 
Bundesprüfstelle zusteht, 

— die Zustellung der Entscheidungen der Bundes- 
prüfstelle an den zuständigen Bundesminister, 

— das Recht zur Stellung von Anträgen auf Auf- 
nahme in die Liste der jugendgefährdenden 
Schriften. 

Buchstabe c 

Durch die Organisationsänderung der Bundesregie- 
rung im Herbst 1957 sind Zuständigkeiten für den 
Jugendbereich vom Bundesminister des Innern auf 
den Bundesminister für Familie und Jugend überge- 
gangen. Die Änderung erstreckt sich auch auf das 
Gesetz zum Schutze der Jugend in der Öffentlich- 
keit (JSchöG). 

Das in § 8 JSchöG bisher noch dem Bundesminister 
des Innern zustehende Recht, durch Rechtsverord- 
nung mit Zustimmung des Bundesrates Veranstal- 
tungen zu bezeichnen, die ihrer Art nach geeignet 
sind, auf Kinder und Jugendliche einen verrohen- 
den Einfluß auszuüben, ist daher auf den Bundes- 
minister für Familie und Jugend zu übertragen. 

Buchstabe d 

Die Organisationsänderung von 1957 umfaßt auch 
die Zuständigkeit für das Gesetz über die Vermitt- 
lung der Annahme an Kindes Statt. Nach § 3 dieses 
Gesetzes hat der Bundesminister des Innern das 
Recht, die Stellen der karitativen Spitzenverbände 
(Innere Mission und Hilfswerk der Evangelischen 
Kirche in Deutschland, Deutscher Caritasverband 
und Arbeiterwohlfahrt) sowie der ihnen angeschlos- 
senen Fachverbände zu bezeichnen, denen die Ver- 
mittlung der Annahme an Kindes Statt gestattet 
wird. Aufgrund dieser Ermächtigung ist die Ver- 
ordnung vom 25. August 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 608) ergangen. Die Verordnung ist wegen der 
inzwischen eingetretenen organisatorischen Ände- 
rungen bei den Wohlfahrtsverbänden änderungs- 
bedürftig. Da die sachliche Zuständigkeit jetzt bei 
dem für die Jugendfürsorge zuständigen Bundes- 
minister für Familie und Jugend liegt, ist die Er- 
mächtigung auf diesen umzustellen. 

Zu § 3 

Eine übergangsfrist für das Inkrafttreten des Ge- 
setzes ist entbehrlich. 
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Anlage 2 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 11. November 1966 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Auf das Schreiben vom 21. Oktober 1966 — II/3 — 24101 — 
5973/66 — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in 
seiner 301. Sitzung am 11. November 1966 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes über den Wechsel 
von Zuständigkeiten im Recht des Jugend- 
schutzes und der Adoptionsvermittlung 

wie folgt Stellung zu nehmen: 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen:". 

Begründung 

Die Zustimmungsbedürftigkeit des Gesetzes ergibt sich dar- 
aus, daß es in § 1 Buchstaben a und d Gesetze ändert, die mit 
Zustimmung des Bundesrates ergangen sind. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 


Dr. Lemke 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme 

des Bundesrates 


Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 

Das in § 1 Buchstabe a aufgeführte Gesetz über die 
Verbreitung jugendgefährdender Schriften ist zwar 
mit Zustimmung des Bundesrates ergangen, bedurfte 
dieser Zustimmung jedoch nicht. 

Ob das in § 1 Buchstabe d aufgeführte Adoptions- 
vermittlungsgesetz zustimmungsbedürftig war, kann 
hier dahingestellt bleiben, weil das vorliegende 
Änderungsgesetz auch dann nicht der Zustimmung 
des Bundesrates bedarf, wenn das Ädoptionsver- 
mittlungsgesetz zustimmungsbedürftig war. Die 
Bundesregierung vertritt in ständiger Praxis die 
Auffassung, daß die Änderung eines Zustimmungs- 
gesetzes nur dann der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf, wenn durch das Änderungsgesetz Vorschrif- 
ten geändert werden, die die Zustimmungsbedürf- 
tigkeit des ursprünglichen Gesetzes begründet 
haben. Das ist hier nicht der Fall. 
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